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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Finanzausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Veröffentlichung der Bezüge der Mitglieder von 
Geschäftsführungsorganen und Aufsichtsgremien öffentlicher Unternehmen 
im Land Schleswig-Holstein 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/2234 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf der Landesregierung am 9. Oktober 2014 in ers-
ter Lesung debattiert und ihn federführend an das Finanzausschuss und mitberatend 
an alle weiteren Ausschüsse des Landtags überwiesen. 

Der Finanzausschuss hat schriftliche Stellungnahmen eingeholt, am 26. Februar 
2015 eine Anhörung durchgeführt und sich zuletzt am 18. Juni 2015 mit dem Ge-
setzentwurf befasst. Die an der Beratung beteiligten Fachausschüsse haben kein 
eigenes Votum abgegeben. 

Mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, PIRATEN und SSW 
gegen die Stimmen der CDU empfiehlt der Finanzausschuss dem Landtag, den Ge-
setzentwurf in der Fassung der rechten Spalte der nachstehenden Gegenüberstel-
lung anzunehmen. Änderungen gegenüber dem Ursprungsgesetzentwurf sind durch 
Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

 

 

Thomas Rother 
Vorsitzender 
 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/2200/drucksache-18-2234.pdf
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Gesetz zur Veröffentlichung der Bezüge der Mitglieder von Geschäftsfüh-
rungsorganen und Aufsichtsgremien öffentlicher Unternehmen  

im Land Schleswig-Holstein 

 
 
 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Ausschussvorschlag 

Artikel 1 
Änderung der Landeshaus-

haltsordnung 

 Artikel 1 
Änderung der Landeshaus-

haltsordnung 

Die Landeshaushaltsordnung Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 381), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
494), wird wie folgt geändert: 

 Die Landeshaushaltsordnung Schleswig-
Holstein in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juni 1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 381), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 13. Dezember 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
494), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 
Überschrift zu § 65 folgende Überschrift 
eingefügt: 

 1.  unverändert 

§ 65a 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei privat-
rechtlichen Unternehmen 

 § 65a 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei privat-
rechtlichen Unternehmen 

2. § 65 wird wie folgt geändert:  2. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 4 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

 a) In Absatz 1 Nummer 4 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. gewährleistet ist, dass die für die 
Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Bezüge und sonstigen Leistungen im 
Sinne von § 285 Nummer 9 Buchstabe 
a des Handelsgesetzbuches jedes 
einzelnen Mitglieds der Geschäftsfüh-
rung, des Aufsichtsrates, des Beirates 
oder einer ähnlichen Einrichtung unter 
Namensnennung, zusammengefasst 
aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen 
und erfolgsbezogenen Komponenten 
sowie Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung, im Anhang des Jah-
resabschlusses gesondert veröffent-
licht werden; ist der Jahresabschluss 
nicht um einen Anhang zu erweitern, 

 „5. gewährleistet ist, dass die für die Tä-
tigkeit im Geschäftsjahr gewährten Be-
züge und sonstigen Leistungen im Sinne 
von § 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches jedes einzelnen 
Mitglieds der Geschäftsführung, des 
Aufsichtsrates, des Beirates oder einer 
ähnlichen Einrichtung unter Namens-
nennung, zusammengefasst aufgeteilt 
nach erfolgsunabhängigen und erfolgs-
bezogenen Komponenten sowie Kom-
ponenten mit langfristiger Anreizwirkung 
auf der Internetseite des Finanzminis-
teriums sowie im Anhang des Jahres-
abschlusses gesondert veröffentlicht 
werden; ist der Jahresabschluss nicht 
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ist die gesonderte Veröffentlichung an 
anderer geeigneter Stelle zu gewähr-
leisten; die Halbsätze 1 und 2 gelten 
auch für: 

um einen Anhang zu erweitern, ist die 
Veröffentlichung ausschließlich auf 
der Internetseite des Finanzministeri-
ums vorzunehmen; die Halbsätze 1 
und 2 gelten auch für: 

a) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind, 

 a) Leistungen, die den genannten Mit-
gliedern für den Fall einer vorzeitigen 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt 
worden sind, und deren Vorausset-
zungen, 

b) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Gesell-
schaft während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zu-
rückgestellten Betrag, 

 b) Leistungen, die den genannten Mit-
gliedern für den Fall der regulären 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt 
worden sind, mit ihrem Barwert so-
wie den von der Gesellschaft wäh-
rend des Geschäftsjahres hierfür 
aufgewandten oder zurückgestellten 
Betrag unter Angabe der vertrag-
lich festgelegten Altersgrenze, 

c) während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen und 

 c)  unverändert  

d) Leistungen, die einem früheren 
Mitglied, das seine Tätigkeit im 
Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammenhang 
zugesagt und im Laufe des Ge-
schäftsjahres gewährt worden 
sind.“ 

 d)  unverändert 

b) Nach Absatz 4 Satz 2 wird folgender 
Satz angefügt:  

 b)  unverändert 

„Die Grundsätze des Absatzes 1 
Nummer 5 gelten entsprechend.“ 

  

3. Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt:  3. Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt: 

„§ 65a 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei privat-
rechtlichen Unternehmen 

 „§ 65a 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei privat-
rechtlichen Unternehmen 

(1) Bei Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts, an denen das Land unmittel-
bar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, 
wirkt es darauf hin, dass die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und 
sonstigen Leistungen im Sinne von § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsgesetz-
buches jedes einzelnen Mitglieds der Ge-
schäftsführung, des Aufsichtsrates, des Beira-
tes oder einer ähnlichen Einrichtung unter 
Namensnennung, zusammengefasst aufge-
teilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbe-
zogenen Komponenten sowie Komponenten 

 (1) Bei Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts, an denen das Land unmittelbar 
oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, wirkt es 
darauf hin, dass die für die Tätigkeit im Ge-
schäftsjahr gewährten Bezüge und sonstigen 
Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 9 
Buchstabe a des Handelsgesetzbuches jedes 
einzelnen Mitglieds der Geschäftsführung, des 
Aufsichtsrates, des Beirates oder einer ähnli-
chen Einrichtung unter Namensnennung, zu-
sammengefasst aufgeteilt nach erfolgsunabhän-
gigen und erfolgsbezogenen Komponenten so-
wie Komponenten mit langfristiger Anreizwir-
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mit langfristiger Anreizwirkung, im Anhang des 
Jahresabschlusses gesondert veröffentlicht 
werden. Ist der Jahresabschluss nicht um 
einen Anhang zu erweitern, wirkt es auf eine 
gesonderte Veröffentlichung an anderer ge-
eigneter Stelle hin. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch für: 

kung, auf der Internetseite des Finanzminis-
teriums sowie im Anhang des Jahresabschlus-
ses gesondert veröffentlicht werden. Ist der Jah-
resabschluss nicht um einen Anhang zu erwei-
tern, ist die Veröffentlichung ausschließlich 
auf der Internetseite des Finanzministeriums 
vorzunehmen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch 
für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall einer vorzeitigen Beendigung 
ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 

 1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall einer vorzeitigen Beendigung ih-
rer Tätigkeit zugesagt worden sind und de-
ren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall der regulären Beendigung ih-
rer Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ih-
rem Barwert sowie den von dem Unter-
nehmen während des Geschäftsjahres 
hierfür aufgewandten oder zurückgestell-
ten Betrag, 

 2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall der regulären Beendigung ihrer 
Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von dem Unternehmen 
während des Geschäftsjahres hierfür aufge-
wandten oder zurückgestellten Betrag unter 
Angabe der vertraglich festgelegten Al-
tersgrenze, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte 
Änderungen dieser Zusagen und 

 3.  unverändert 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, 
das seine Tätigkeit im Laufe des Ge-
schäftsjahres beendet hat, in diesem Zu-
sammenhang zugesagt und im Laufe des 
Geschäftsjahres gewährt worden sind. 

 4.  unverändert 

Der unmittelbaren oder mittelbaren mehrheitli-
chen Beteiligung des Landes steht es gleich, 
wenn das Land nur zusammen mit Gemein-
den, Kreisen, Ämtern oder Zweckverbänden, 
einem Unternehmen im Sinne von Satz 1, 
dem Sparkassen- und Giroverband oder ei-
nem Unternehmen in der Rechtsform einer 
landesunmittelbaren juristischen Person des 
öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Veranlassung 
des Landes gewählten oder entsandten Mit-
glieder sind verpflichtet, auf die Veröffentli-
chung hinzuwirken. 

 Der unmittelbaren oder mittelbaren mehrheitli-
chen Beteiligung des Landes steht es gleich, 
wenn das Land nur zusammen mit Gemein-
den, Kreisen, Ämtern oder Zweckverbänden, 
einem Unternehmen im Sinne von Satz 1, 
dem Sparkassen- und Giroverband oder ei-
nem Unternehmen in der Rechtsform einer 
landesunmittelbaren juristischen Person des 
öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Veranlassung 
des Landes gewählten oder entsandten Mit-
glieder sind verpflichtet, auf die Veröffentli-
chung hinzuwirken. 

(2) Ist das Land nicht mehrheitlich, jedoch in 
Höhe von mindestens 25 % an dem Unter-
nehmen im Sinne des Absatzes 1 unmittelbar 
oder mittelbar beteiligt, soll es auf eine Veröf-
fentlichung entsprechend den Sätzen 1 bis 3 
des Absatzes 1 hinwirken. 

 (2) unverändert 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
die an die Mitglieder des Aufsichtsrates, des 
Beirates oder einer ähnlichen Einrichtung 
gewährten Vorteile für persönlich erbrachte 
Leistungen, insbesondere Beratungs- und 
Vermittlungsleistungen.“ 

 (3) unverändert 
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4. § 112 Absatz 2 wird wie folgt geändert:  4.   unverändert 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 65 Abs. 1 
Nr. 3 und 4“ durch die Angabe „§ 65 
Absatz 1 Nummer 3 bis 5“ ersetzt. 

  

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

  

„Die Verpflichtung des Landes nach § 
65a besteht auch in Bezug auf die in 
Satz 1 genannten Unternehmen, so-
weit sie nicht durch Landesgesetz zur 
Offenlegung der Angaben nach § 65a 
verpflichtet sind.“ 

  

Artikel 2 
Gesetz zur Offenlegung von 

Bezügen und sonstigen Leis-
tungen bei Unternehmen in der 
Rechtsform einer landesunmit-

telbaren juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, bei de-

ren Unternehmensbeteiligun-
gen und bei institutionell ge-

förderten Zuwendungsempfän-
gerinnen und Zuwendungsemp-

fängern (Vergütungsoffenle-
gungsgesetz – VergütungsOG) 

 Artikel 2 
Gesetz zur Offenlegung von 

Bezügen und sonstigen Leis-
tungen bei Unternehmen in der 
Rechtsform einer landesunmit-

telbaren juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, bei de-

ren Unternehmensbeteiligun-
gen und bei institutionell ge-

förderten Zuwendungsempfän-
gerinnen und Zuwendungsemp-

fängern (Vergütungsoffenle-
gungsgesetz – VergütungsOG) 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 § 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Unternehmen in der 
Rechtsform einer landesunmittelbaren Kör-
perschaft, Stiftung und Anstalt des öffentli-
chen Rechts (öffentlich-rechtliche Unterneh-
men) und für institutionell geförderte Zuwen-
dungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger. 

  unverändert 

(2) Von dem Anwendungsbereich ausge-
nommen sind öffentlich-rechtliche Kreditinsti-
tute, öffentlich-rechtliche Sparkassen, der 
Sparkassen- und Giroverband für Schleswig-
Holstein, Versicherungsunternehmen sowie 
die Kammern und deren Versorgungswerke in 
Schleswig-Holstein. 

  

§ 2 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei öffent-
lich-rechtlichen Unternehmen 

 § 2 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei öffent-
lich-rechtlichen Unternehmen 

(1) Öffentlich-rechtliche Unternehmen veröf-
fentlichen die für die Tätigkeit oder in Aus-
übung der Tätigkeit im Kalenderjahr oder im 

 (1) Öffentlich-rechtliche Unternehmen veröffent-
lichen die für die Tätigkeit oder in Ausübung der 
Tätigkeit im Kalenderjahr oder im Geschäftsjahr 
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Geschäftsjahr gewährten Bezüge und sonsti-
gen Leistungen im Sinne von § 285 Nummer 
9 Buchstabe a des Handelsgesetzbuches 
jedes einzelnen Mitglieds der Geschäftsfüh-
rung, des Aufsichtsrats, des Beirats oder einer 
ähnlichen Einrichtung unter Namensnennung 
zusammengefasst aufgeteilt nach erfolgsun-
abhängigen und erfolgsbezogenen Kompo-
nenten sowie Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung an geeigneter Stelle. Dies gilt 
auch für:  

gewährten Bezüge und sonstigen Leistungen im 
Sinne von § 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches jedes einzelnen Mitglieds 
der Geschäftsführung, des Aufsichtsrats, des 
Beirats oder einer ähnlichen Einrichtung unter 
Namensnennung zusammengefasst aufgeteilt 
nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezoge-
nen Komponenten sowie Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung auf der Internetseite 
des Finanzministeriums sowie im Anhang 
des Jahresabschlusses. Dies gilt auch für:  

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall einer vorzeitigen oder regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt 
worden sind; Leistungen aus Anlass der 
regulären Beendigung der Tätigkeit sind 
mit ihrem Barwert, sowie der während des 
Geschäftsjahrs hierfür aufgewandte oder 
zurückgestellte Betrag anzugeben; 

 1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 
für den Fall einer vorzeitigen oder regulären 
Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 
sind und deren Voraussetzungen; Leistun-
gen aus Anlass der regulären Beendigung 
der Tätigkeit und ihrem Barwert, sowie der 
während des Geschäftsjahrs hierfür aufge-
wandte oder zurückgestellte Betrag unter 
Angabe der vertraglich festgelegten Al-
tersgrenze; 

2. während des Jahres oder des Geschäfts-
jahrs vereinbarte Änderungen dieser Zu-
sagen; 

 2.  unverändert 

3. Leistungen, die einem früheren Mitglied, 
das seine Tätigkeit im Laufe des Jahres 
oder des Geschäftsjahrs beendet hat, in 
diesem Zusammenhang zugesagt und im 
Laufe des Jahres oder des Geschäftsjahrs 
gewährt worden sind; 

 3.  unverändert 

4. Leistungen die den genannten Mitgliedern 
von einem Dritten im Hinblick auf ihre Tä-
tigkeit für die juristische Person zugesagt 
oder im Jahr oder Geschäftsjahr gewährt 
worden sind. 

 4.  unverändert 

(2) Entsprechendes gilt für die an die Mitglie-
der des Aufsichtsrates, des Beirates oder 
einer ähnlichen Einrichtung gewährten Vortei-
le für persönlich erbrachte Leistungen, insbe-
sondere Beratungs- und Vermittlungsleistun-
gen. 

 (2)  unverändert 

(3) Bei vor Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
stehenden Verträgen mit den genannten Mit-
gliedern hat das öffentlich-rechtliche Unter-
nehmen auf eine Anpassung der Verträge an 
die Vorgaben der Absätze 1 und 2 hinzuwir-
ken. 

 (3)  unverändert 
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§ 3  
Offenlegung von Bezügen und 
sonstigen Leistungen bei Betei-
ligungen des öffentlichen Unter-

nehmens 

 § 3  
Offenlegung von Bezügen und 
sonstigen Leistungen bei Betei-
ligungen des öffentlichen Unter-

nehmens 

(1) Bei Unternehmen jedweder Rechtsform, 
an denen das öffentlich-rechtliche Unterneh-
men unmittelbar oder mittelbar in Höhe von 
mindestens 25 % beteiligt ist, wirkt es darauf 
hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leistungen 
entsprechend § 2 angegeben werden. Das 
Gleiche gilt, wenn das öffentlich-rechtliche 
Unternehmen zusammen mit dem Land, Ge-
meinden, Kreisen, Ämtern oder Zweckver-
bänden, einem Sparkassen- und Giroverband, 
einem Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts im Sinne des § 65 a der Lan-
deshaushaltsordnung oder einem anderen 
öffentlich-rechtlichen Unternehmen unmittel-
bar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist. Die 
auf Veranlassung des öffentlich-rechtlichen 
Unternehmens gewählten oder entsandten 
Mitglieder sind verpflichtet, auf die Veröffentli-
chung hinzuwirken. 

 (1) Bei Unternehmen jedweder Rechtsform, 
an denen das öffentlich-rechtliche Unterneh-
men unmittelbar oder mittelbar in Höhe von 
mindestens 25 % beteiligt ist, wirkt es darauf 
hin, dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leistungen 
entsprechend § 2 veröffentlicht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn das öffentlich-rechtliche 
Unternehmen zusammen mit dem Land, Ge-
meinden, Kreisen, Ämtern oder Zweckver-
bänden, einem Sparkassen- und Giroverband, 
einem Unternehmen in der Rechtsform des 
privaten Rechts im Sinne des § 65 a der Lan-
deshaushaltsordnung oder einem anderen 
öffentlich-rechtlichen Unternehmen unmittel-
bar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist. Die 
auf Veranlassung des öffentlich-rechtlichen 
Unternehmens gewählten oder entsandten 
Mitglieder sind verpflichtet, auf die Veröffentli-
chung hinzuwirken. 

(2) Das Unternehmen im Sinne von Absatz 1 
soll sich an der Gründung eines Unterneh-
mens in der Rechtsform des privaten und des 
öffentlichen Rechts oder an einem bestehen-
den Unternehmen dieser Rechtsformen nur 
beteiligen, wenn gewährleistet ist, dass die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Be-
züge und Leistungszusagen entsprechend § 2 
Absatz 1 angegeben werden. 

 (2) Das Unternehmen im Sinne von Absatz 1 
soll sich an der Gründung eines Unterneh-
mens in der Rechtsform des privaten und des 
öffentlichen Rechts oder an einem bestehen-
den Unternehmen dieser Rechtsformen nur 
beteiligen, wenn gewährleistet ist, dass die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Be-
züge und Leistungszusagen entsprechend § 2 
Absatz 1 veröffentlicht werden. 

§ 4 
Zustimmung der Aufsichtsgre-

mien 

 § 4 
Zustimmung der Aufsichtsgre-

mien 

Ist an dem öffentlich-rechtlichen Unternehmen 
neben dem Land Schleswig-Holstein ein 
Rechtsträger mit Sitz in einem anderen Land 
beteiligt, sind Maßnahmen nach §§ 2 und 3 
nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats, des 
Verwaltungsrats oder eines vergleichbaren 
Organs zulässig. 

 unverändert 
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§ 5 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei institu-
tionell geförderten Zuwen-

dungsempfängerinnen und Zu-
wendungsempfängern 

 § 5 
Offenlegung von Bezügen und 

sonstigen Leistungen bei institu-
tionell geförderten Zuwen-

dungsempfängerinnen und Zu-
wendungsempfängern 

Das Land Schleswig-Holstein gewährt Zu-
wendungen nach der Landeshaushaltsord-
nung bei Übernahme einer Quote von mehr 
als 50 % der Förderung aus Landesmitteln 
nur, wenn Empfängerinnen und Empfänger, 
die unternehmerisch tätig sind und die Mittel 
zur Deckung der gesamten Ausgaben oder 
eines nicht abgrenzbaren Teils der Ausgaben 
erhalten, sich verpflichten, die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und 
sonstigen Leistungen im Sinne von § 2 im 
Anhang des Jahresabschlusses gesondert zu 
veröffentlichen. Ist der Jahresabschluss nicht 
um einen Anhang zu erweitern, ist die geson-
derte Veröffentlichung an anderer geeigneter 
Stelle zu gewährleisten. 

 Das Land Schleswig-Holstein gewährt Zu-
wendungen nach der Landeshaushaltsord-
nung bei Übernahme einer Quote von mehr 
als 25 % der Förderung aus Landesmitteln 
nur, wenn Empfängerinnen und Empfänger, 
die unternehmerisch tätig sind und die Mittel 
zur Deckung der gesamten Ausgaben oder 
eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben 
erhalten, sich verpflichten, die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Bezüge und 
sonstigen Leistungen im Sinne von § 2 auf 
der Internetseite des Finanzministeriums 
sowie im Anhang des Jahresabschlusses 
gesondert zu veröffentlichen. Ist der Jahres-
abschluss nicht um einen Anhang zu erwei-
tern, ist die Veröffentlichung ausschließlich 
auf der Internetseite des Finanzministeri-
ums vorzunehmen. 

Artikel 3 
Änderung des Sparkassenge-

setzes 

 Artikel 3 
Änderung des Sparkassenge-

setzes 

Das Sparkassengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 372), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2013 (GVOBl. Schl.-H.  S. 506, ber. 
2014 S. 61), wird wie folgt geändert: 

 Das Sparkassengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. September 2008 
(GVOBl. Schl.-H. S. 372), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. De-
zember 2013 (GVOBl. Schl.-H.  S. 506, ber. 
2014 S. 61), wird wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert:  1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: „§ 13 Bestellung des Vorstan-
des, Offenlegung von Bezügen und 
sonstigen Leistungen“. 

 a)  unverändert 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt:  b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Der Träger wirkt darauf hin, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leis-
tungen im Sinne von § 285 Nummer 9 
Buchstabe a des Handelsgesetzbu-
ches jedes einzelnen Mitglieds des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates 
unter Namensnennung, zusammenge-
fasst aufgeteilt nach erfolgsunabhän-
gigen und erfolgsbezogenen Kompo-
nenten sowie Komponenten mit lang-

 „(6) Der Träger wirkt darauf hin, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge und sonstigen Leis-
tungen im Sinne von § 285 Nummer 9 
Buchstabe a des Handelsgesetzbu-
ches jedes einzelnen Mitglieds des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates 
unter Namensnennung, zusammenge-
fasst aufgeteilt nach erfolgsunabhän-
gigen und erfolgsbezogenen Kompo-
nenten sowie Komponenten mit lang-
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fristiger Anreizwirkung, im Anhang 
zum Jahresabschluss gesondert veröf-
fentlicht werden. Satz 1 gilt auch für 

fristiger Anreizwirkung, auf der Inter-
netseite des Finanzministeriums 
sowie im Anhang zum Jahresab-
schluss gesondert veröffentlicht wer-
den. Satz 1 gilt auch für 

1. Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind, 

 1. Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind und deren 
Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Spar-
kasse während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zu-
rückgestellten Betrag, 

 2. Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Spar-
kasse während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zu-
rückgestellten Betrag unter Anga-
be der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 

3. während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen und  

 3. unverändert 

4. Leistungen, die einem früheren 
Mitglied, das seine Tätigkeit im 
Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammenhang 
zugesagt und im Laufe des Ge-
schäftsjahres gewährt worden sind.  

 4. unverändert 

Entsprechendes gilt für die an die Mit-
glieder des Vorstandes und des Ver-
waltungsrates gewährten Vorteile für 
persönlich erbrachte Leistungen, ins-
besondere Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen. Im Übrigen bleibt § 10 
Absatz 4 unberührt.“ 

 Entsprechendes gilt für die an die Mit-
glieder des Vorstandes und des Ver-
waltungsrates gewährten Vorteile für 
persönlich erbrachte Leistungen, ins-
besondere Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen. Im Übrigen bleibt § 10 
Absatz 4 unberührt.“ 

2. § 36 wird wie folgt geändert:  2. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung: „§ 36 Organe und Satzung, Of-
fenlegung von Bezügen und sonstigen 
Leistungen“ 

 a)  unverändert 

b) Folgende Absätze 4 bis 8 werden ein-
gefügt: 

 b) Folgende Absätze 4 bis 8 werden ein-
gefügt: 

„(4) Der Verband veröffentlicht die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewähr-
ten Bezüge und sonstigen Leistungen 
im Sinne von § 285 Nummer 9 Buch-
stabe a des Handelsgesetzbuches der 
Verbandsvorsteherin oder des Ver-
bandsvorstehers und jedes einzelnen 
Mitglieds des Verbandsvorstandes und 

 „(4) Der Verband veröffentlicht die für 
die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewähr-
ten Bezüge und sonstigen Leistungen 
im Sinne von § 285 Nummer 9 Buch-
stabe a des Handelsgesetzbuches der 
Verbandsvorsteherin oder des Ver-
bandsvorstehers und jedes einzelnen 
Mitglieds des Verbandsvorstandes und 
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der Verbandsversammlung unter Na-
mensnennung, zusammengefasst auf-
geteilt nach erfolgsunabhängigen und 
erfolgsbezogenen Komponenten sowie 
Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung, an geeigneter Stelle. Satz 1 
gilt auch für Leistungen entsprechend 
§ 13 Absatz 6 Satz 2. 

der Verbandsversammlung unter Na-
mensnennung, zusammengefasst auf-
geteilt nach erfolgsunabhängigen und 
erfolgsbezogenen Komponenten sowie 
Komponenten mit langfristiger Anreiz-
wirkung auf der Internetseite des Fi-
nanzministeriums. Satz 1 gilt auch 
für Leistungen entsprechend § 13 Ab-
satz 6 Satz 2. 

(5) Entsprechendes gilt für die an die 
Mitglieder des Verbandsvorstandes 
und der Verbandsversammlung ge-
währten Vorteile für persönlich er-
brachte Leistungen, insbesondere Be-
ratungs- und Vermittlungsleistungen. 

 (5) unverändert 

(6) Bei Unternehmen in der Rechts-
form des privaten und des öffentlichen 
Rechts, an denen der Verband unmit-
telbar oder mittelbar mehrheitlich be-
teiligt ist, wirkt dieser darauf hin, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge  und sonstigen 
Leistungen entsprechend Absatz 4 
und 5 angegeben werden. Das Glei-
che gilt, wenn der Verband nur zu-
sammen mit dem Land, Gemeinden, 
Kreisen, Ämtern oder Zweckverbän-
den, einem Unternehmen in der 
Rechtsform des privaten Rechts im 
Sinne des § 65a der Landeshaus-
haltsordnung, einem Unternehmen des 
privaten oder öffentlichen Rechts im 
Sinne von § 3 Absatz 1 des Vergü-
tungsoffenlegungsgesetzes vom [Ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle] unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Ver-
anlassung des Verbandes gewählten 
oder entsandten Mitglieder sind ver-
pflichtet, auf die Veröffentlichung hin-
zuwirken. 

 (6) Bei Unternehmen in der Rechts-
form des privaten und des öffentlichen 
Rechts, an denen der Verband unmit-
telbar oder mittelbar mehrheitlich be-
teiligt ist, wirkt dieser darauf hin, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Bezüge  und sonstigen 
Leistungen entsprechend Absatz 4 
und 5 veröffentlicht werden. Das 
Gleiche gilt, wenn der Verband nur zu-
sammen mit dem Land, Gemeinden, 
Kreisen, Ämtern oder Zweckverbän-
den, einem Unternehmen in der 
Rechtsform des privaten Rechts im 
Sinne des § 65a der Landeshaus-
haltsordnung, einem Unternehmen des 
privaten oder öffentlichen Rechts im 
Sinne von § 3 Absatz 1 des Vergü-
tungsoffenlegungsgesetzes vom [Ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle] unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt ist. Die auf Ver-
anlassung des Verbandes gewählten 
oder entsandten Mitglieder sind ver-
pflichtet, auf die Veröffentlichung hin-
zuwirken. 

(7) Ist der Verband nicht mehrheitlich, 
jedoch in Höhe von mindestens 25 % 
an einem Unternehmen im Sinne des 
Absatzes 6 unmittelbar oder mittelbar 
beteiligt, soll er auf eine Veröffentli-
chung entsprechend Absatz 4 und 5 
hinwirken. 

 (7) unverändert 

(8) Der Verband soll sich an der Grün-
dung eines Unternehmens in der 
Rechtsform des privaten und des öf-
fentlichen Rechts oder an einem be-
stehenden Unternehmen dieser 
Rechtsformen nur beteiligen, wenn 
gewährleistet ist, dass die für die Tä-

 (8) Der Verband soll sich an der Grün-
dung eines Unternehmens in der 
Rechtsform des privaten und des öf-
fentlichen Rechts oder an einem be-
stehenden Unternehmen dieser 
Rechtsformen nur beteiligen, wenn 
gewährleistet ist, dass die für die Tä-
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tigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Bezüge und sonstigen Leistungen ent-
sprechend Absatz 4 angegeben wer-
den.“ 

tigkeit im Geschäftsjahr gewährten 
Bezüge und sonstigen Leistungen ent-
sprechend Absatz 4 veröffentlicht 
werden.“ 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 9.  c)  unverändert 

Artikel 4 
Änderung der Gemeindeord-

nung 

 Artikel 4 
Änderung der Gemeindeord-

nung 

Die Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Mai 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 75), wird wie folgt geän-
dert: 

 Die Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Mai 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 75), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 97 Absatz 1 werden folgende Sätze 3 
bis 4 angefügt: 

 1. In § 97 Absatz 1 werden folgende Sätze 3 
bis 4 angefügt: 

„Des Weiteren ist § 285 Nummer 9 des 
Handelsgesetzbuches mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
der Mitglieder der Geschäftsführungsor-
gane sowie die für die Tätigkeit im Ge-
schäftsjahr gewährten Leistungen für die 
Mitglieder der Aufsichtsorgane im Anhang 
des Jahresabschlusses für jede Perso-
nengruppe sowie zusätzlich unter Na-
mensnennung die Bezüge und Leistungen 
für jedes einzelne Mitglied dieser Perso-
nengruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 Num-
mer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbu-
ches angegeben werden, soweit es sich 
um Leistungen des jeweiligen Unterneh-
mens, Eigenbetriebes oder der Einrich-
tung handelt. Die individualisierte Auswei-
sungspflicht gilt auch für Leistungen ent-
sprechend § 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
5 Halbsatz 2.“ 

 „Des Weiteren ist § 285 Nummer 9 des 
Handelsgesetzbuches mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Gesamtbezüge 
der Mitglieder der Geschäftsführungsor-
gane sowie die für die Tätigkeit im Ge-
schäftsjahr gewährten Leistungen für die 
Mitglieder der Aufsichtsorgane auf der In-
ternetseite des Finanzministeriums so-
wie im Anhang des Jahresabschlusses für 
jede Personengruppe sowie zusätzlich un-
ter Namensnennung die Bezüge und Leis-
tungen für jedes einzelne Mitglied dieser 
Personengruppen unter Aufgliederung 
nach Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsge-
setzbuches veröffentlicht werden, soweit 
es sich um Leistungen des jeweiligen Un-
ternehmens, Eigenbetriebes oder der Ein-
richtung handelt. Die individualisierte 
Ausweisungspflicht gilt auch für Leistun-
gen entsprechend § 102 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 Halbsatz 2.“ 

2. § 102 wird wie folgt geändert:  2. § 102 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:  a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 4 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

 aa) In Satz 1 Nummer 4 wird der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 angefügt: 

„5. durch Gesellschaftsvertrag oder 
Satzung sichergestellt ist, soweit nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschrif-
ten gelten oder andere gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, dass die 
für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-

 „5. durch Gesellschaftsvertrag oder 
Satzung sichergestellt ist, soweit nicht 
weitergehende gesetzliche Vorschrif-
ten gelten oder andere gesetzliche 
Vorschriften entgegenstehen, dass die 
für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
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währten Gesamtbezüge im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 des Handelsgesetz-
buches der Mitglieder der Geschäfts-
führung, des Aufsichtsrates, des Beira-
tes oder einer ähnlichen Einrichtung im 
Anhang zum Jahresabschluss jeweils 
für jede Personengruppe sowie zu-
sätzlich unter Namensnennung die 
Bezüge jedes einzelnen Mitglieds die-
ser Personengruppen unter Aufgliede-
rung nach Komponenten im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches angegeben 
werden; die individualisierte Auswei-
sungspflicht gilt auch für:  

währten Gesamtbezüge im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 des Handelsgesetz-
buches der Mitglieder der Geschäfts-
führung, des Aufsichtsrates, des Beira-
tes oder einer ähnlichen Einrichtung 
auf der Internetseite des Finanzmi-
nisteriums sowie im Anhang zum 
Jahresabschluss jeweils für jede Per-
sonengruppe sowie zusätzlich unter 
Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personen-
gruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handels-
gesetzbuches veröffentlicht werden; 
die individualisierte Ausweisungspflicht 
gilt auch für:  

a) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind, 

 a) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vor-
zeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit 
zugesagt worden sind und deren 
Voraussetzungen, 

b) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Gesell-
schaft während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zu-
rückgestellten Betrag, 

 b) Leistungen, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem 
Barwert sowie den von der Gesell-
schaft während des Geschäftsjah-
res hierfür aufgewandten oder zu-
rückgestellten Betrag unter Anga-
be der vertraglich festgelegten 
Altersgrenze, 

c) während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen und 

 c) unverändert 

d) Leistungen, die einem früheren 
Mitglied, das seine Tätigkeit im 
Laufe des Geschäftsjahres been-
det hat, in diesem Zusammenhang 
zugesagt und im Laufe des Ge-
schäftsjahres gewährt worden sind. 

 d) unverändert 

Eine Sicherstellung für die individuali-
sierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Be-
teiligung an einer bestehenden Gesell-
schaft auch dann gegeben, wenn in 
Gesellschaftsvertrag oder Satzung die 
erstmalige individualisierte Auswei-
sung spätestens für das zweite Ge-
schäftsjahr nach Erwerb der Beteili-
gung festgelegt ist.“ 

 Eine Sicherstellung für die individuali-
sierte Ausweisung von Bezügen und 
Leistungszusagen ist im Falle der Be-
teiligung an einer bestehenden Gesell-
schaft auch dann gegeben, wenn in 
Gesellschaftsvertrag oder Satzung die 
erstmalige individualisierte Auswei-
sung spätestens für das zweite Ge-
schäftsjahr nach Erwerb der Beteili-
gung festgelegt ist.“ 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz ange-  bb)  unverändert 
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fügt: 

„Wird von Satz 1 Nummer 4 eine Aus-
nahme zugelassen, kann auch von 
Satz 1 Nummer 5 eine Ausnahme zu-
gelassen werden.“ 

  

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 
eingefügt: 

 b)  unverändert  

„(2) Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 gilt für 
die erstmalige unmittelbare oder mit-
telbare Beteiligung an einer Gesell-
schaft einschließlich der Gründung ei-
ner Gesellschaft, wenn der Gemeinde 
alleine oder zusammen mit anderen 
Gemeinden, Kreisen, Ämtern oder 
Zweckverbänden oder zusammen mit 
einer Beteiligung des Landes mehr als 
50 % der Anteile gehören. Bei am 
…[Einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
des Gesetzes] bestehenden Gesell-
schaften, an denen die Gemeinde al-
leine oder zusammen mit anderen 
Gemeinden, Kreisen, Ämtern oder 
Zweckverbänden unmittelbar oder mit-
telbar oder zusammen mit dem Land 
mit mehr als 50 % beteiligt ist, trifft die 
Gemeinde eine Hinwirkungspflicht zur 
Anpassung an die Vorgaben des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 5. Die Hin-
wirkungspflicht nach Satz 2 bezieht 
sich sowohl auf die Anpassung von 
Gesellschaftsvertrag oder Satzung als 
auch auf die mit Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 verfolgte Zielsetzung der 
individualisierten Ausweisung der dort 
genannten Bezüge und Leistungszu-
sagen.“ 

  

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden 
Absätze 3 bis 6. 

 c)  unverändert 

3. In § 103 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„5“ durch die Angabe „6“ ersetzt. 

 3.  unverändert 

4. In § 105 wird die Angabe „§ 102 Abs. 1 bis 
3 und 5“ durch die Angabe „§ 102 Absatz 
1 bis 4 und 6“ ersetzt. 

 4.  unverändert 

5. § 106 a wird wie folgt geändert:  5. § 106 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt: 

 a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt: 

„In der Satzung ist sicherzustellen, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäfts-
jahr gewährten Gesamtbezüge im Sin-
ne des § 285 Nummer 9 des Handels-
gesetzbuches der Mitglieder des Vor-

 „In der Satzung ist sicherzustellen, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäfts-
jahr gewährten Gesamtbezüge im Sin-
ne des § 285 Nummer 9 des Handels-
gesetzbuches der Mitglieder des Vor-
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standes sowie die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Leistungen 
für die Mitglieder des Verwaltungsrates 
im Anhang zum Jahresabschluss je-
weils für jede Personengruppe sowie 
zusätzlich unter Namensnennung die 
Bezüge jedes einzelnen Mitglieds die-
ser Personengruppen unter Aufgliede-
rung nach Komponenten im Sinne des 
§ 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches angegeben 
werden, soweit es sich um Leistungen 
des Kommunalunternehmens handelt; 
die individualisierte Ausweisungspflicht 
gilt auch für Leistungen entsprechend 
§ 102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
Halbsatz 2.“ 

standes sowie die für die Tätigkeit im 
Geschäftsjahr gewährten Leistungen 
für die Mitglieder des Verwaltungsrates 
auf der Internetseite des Finanzmi-
nisteriums sowie im Anhang zum 
Jahresabschluss jeweils für jede Per-
sonengruppe sowie zusätzlich unter 
Namensnennung die Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds dieser Personen-
gruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handels-
gesetzbuches veröffentlicht werden, 
soweit es sich um Leistungen des 
Kommunalunternehmens handelt; die 
individualisierte Ausweisungspflicht gilt 
auch für Leistungen entsprechend § 
102 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Halb-
satz 2.““ 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 
angefügt: 

 b)  unverändert  

„(6) Bei bestehenden Verträgen, die 
vor dem … [Einsetzen: Datum des In-
krafttretens des Gesetzes] mit den in 
Absatz 2 Satz 3 genannten Mitgliedern 
abgeschlossen wurden, hat die Ge-
meinde auf eine Anpassung der Ver-
träge an die Vorgaben des § 102 Ab-
satz 1 Nummer 5 hinzuwirken.“  

  

6. In § 108 Absatz 2 wird die Angabe „5“ 
durch die Angabe „6“ ersetzt. 

 6.  unverändert 

Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

 Artikel 5 
Änderung des Gesetzes über 
kommunale Zusammenarbeit 

Das Gesetz über kommunale Zusammenar-
beit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 22. Februar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
72), wird wie folgt geändert: 

 Das Gesetz über kommunale Zusammenar-
beit in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 122), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 22. Februar 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
72), wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 Absatz 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt: 

 1. In § 14 Absatz 1 werden folgende Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„In der Verbandsatzung von Zweckver-
bänden, die überwiegend wirtschaftliche 
Aufgaben erfüllen, ist sicherzustellen, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 
285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
der Verbandsvorsteherin oder des Ver-
bandsvorstehers sowie die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Leistungen 

 „In der Verbandsatzung von Zweckver-
bänden, die überwiegend wirtschaftliche 
Aufgaben erfüllen, ist sicherzustellen, 
dass die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 
gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 
285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
der Verbandsvorsteherin oder des Ver-
bandsvorstehers sowie die für die Tätigkeit 
im Geschäftsjahr gewährten Leistungen 
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für die Mitglieder der Verbandsversamm-
lung im Anhang zum Jahresabschluss je-
weils für jede Personengruppe sowie zu-
sätzlich unter Namensnennung die Bezü-
ge jedes einzelnen Mitglieds dieser Per-
sonengruppen unter Aufgliederung nach 
Komponenten im Sinne des § 285 Num-
mer 9 Buchstabe a des Handelsgesetzbu-
ches angegeben werden, soweit es sich 
um Leistungen des Zweckverbandes han-
delt; die individualisierte Ausweisungs-
pflicht gilt auch für:  

für die Mitglieder der Verbandsversamm-
lung auf der Internetseite des Finanzmi-
nisteriums sowie im Anhang zum Jah-
resabschluss jeweils für jede Personen-
gruppe sowie zusätzlich unter Namens-
nennung die Bezüge jedes einzelnen Mit-
glieds dieser Personengruppen unter Auf-
gliederung nach Komponenten im Sinne 
des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches veröffentlicht wer-
den, soweit es sich um Leistungen des 
Zweckverbandes handelt; die individuali-
sierte Ausweisungspflicht gilt auch für: 

a) Leistungen, die den genannten Mitglie-
dern für den Fall einer vorzeitigen Beendi-
gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 

 a) Leistungen, die den genannten Mitglie-
dern für den Fall einer vorzeitigen Beendi-
gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind 
und deren Voraussetzungen, 

b) Leistungen, die den genannten Mitglie-
dern für den Fall der regulären Beendi-
gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 
mit ihrem Barwert sowie den vom Zweck-
verband während des Geschäftsjahres 
hierfür aufgewandten oder zurückgestell-
ten Betrag, 

 b) Leistungen, die den genannten Mitglie-
dern für den Fall der regulären Beendi-
gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, 
mit ihrem Barwert sowie den vom Zweck-
verband während des Geschäftsjahres 
hierfür aufgewandten oder zurückgestell-
ten Betrag unter Angabe der vertraglich 
festgelegten Altersgrenze, 

c) während des Geschäftsjahres verein-
barte Änderungen dieser Zusagen und 

 c) unverändert 

d) Leistungen, die einem früheren Mit-
glied, das seine Tätigkeit im Laufe des 
Geschäftsjahres beendet hat, in diesem 
Zusammenhang zugesagt und im Laufe 
des Geschäftsjahres gewährt worden sind. 

 d) unverändert 

Bei bestehenden Verträgen, die vor dem 
[Einsetzen: Datum des Inkrafttretens des 
Gesetzes] mit den in Satz 2 genannten 
Mitgliedern abgeschlossen wurden, haben 
die Verbandsmitglieder auf eine Anpas-
sung der Verträge an die Vorgaben des 
Satzes 2 hinzuwirken.“ 

 Bei bestehenden Verträgen, die vor dem 
[Einsetzen: Datum des Inkrafttretens des 
Gesetzes] mit den in Satz 2 genannten 
Mitgliedern abgeschlossen wurden, haben 
die Verbandsmitglieder auf eine Anpas-
sung der Verträge an die Vorgaben des 
Satzes 2 hinzuwirken.“ 

2. In § 19 d Absatz 2 werden folgende Sätze 
2 und 3 eingefügt: 

 2. In § 19 d Absatz 2 werden folgende Sätze 
2 und 3 eingefügt: 

„In der Satzung ist sicherzustellen, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Gesamtbezüge im Sinne des § 
285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
der Mitglieder des Vorstandes sowie die 
für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewähr-
ten Leistungen für die Mitglieder des Ver-
waltungsrates im Anhang zum Jahresab-
schluss jeweils für jede Personengruppe 
sowie zusätzlich unter Namensnennung 
die Bezüge jedes einzelnen Mitglieds die-

 „In der Satzung ist sicherzustellen, dass 
die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Gesamtbezüge im Sinne des § 
285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
der Mitglieder des Vorstandes sowie die 
für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewähr-
ten Leistungen für die Mitglieder des Ver-
waltungsrates auf der Internetseite des 
Finanzministeriums sowie im Anhang 
zum Jahresabschluss jeweils für jede Per-
sonengruppe sowie zusätzlich unter Na-
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ser Personengruppen unter Aufgliederung 
nach Komponenten im Sinne des § 285 
Nummer 9 Buchstabe a des Handelsge-
setzbuches angegeben werden, soweit es 
sich um Leistungen des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens handelt; die in-
dividualisierte Ausweisungspflicht gilt auch 
für Leistungen entsprechend § 14 Absatz 
1 Satz 2 Halbsatz 2. Bei bestehenden Ver-
trägen, die vor dem [Einsetzen: Datum 
des Inkrafttretens des Gesetzes] mit den 
in Satz 2 genannten Mitgliedern abge-
schlossen wurden, haben die Träger auf 
eine Anpassung der Verträge an die Vor-
gaben des § 14 Absatz 1 Satz 2 hinzuwir-
ken.“ 

mensnennung die Bezüge jedes einzelnen 
Mitglieds dieser Personengruppen unter 
Aufgliederung nach Komponenten im Sin-
ne des § 285 Nummer 9 Buchstabe a des 
Handelsgesetzbuches veröffentlicht wer-
den, soweit es sich um Leistungen des 
gemeinsamen Kommunalunternehmens 
handelt; die individualisierte Auswei-
sungspflicht gilt auch für Leistungen ent-
sprechend § 14 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 
2. Bei bestehenden Verträgen, die vor 
dem [Einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
des Gesetzes] mit den in Satz 2 genann-
ten Mitgliedern abgeschlossen wurden, 
haben die Träger auf eine Anpassung der 
Verträge an die Vorgaben des § 14 Absatz 
1 Satz 2 hinzuwirken.“ 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

 Artikel 6 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

 (1) unverändert 

(2) Es ist erstmals auf Jahres- und Konzern-
abschlüsse für das nach dem 31. Dezember 
2013 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden.  

 (2) Es ist erstmals auf Jahres- und Konzern-
abschlüsse für das nach dem 31. Dezember 
2014 beginnende Geschäftsjahr anzuwenden.  

(3) Abweichend von Absatz 2 ist Artikel 2 § 5 
erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse 
für das nach dem 31. Dezember 2014 begin-
nende Geschäftsjahr anzuwenden. 

 (3) Abweichend von Absatz 2 ist Artikel 2 § 5 
erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse 
für das nach dem 31. Dezember 2015 begin-
nende Geschäftsjahr anzuwenden. 

 
 


